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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Zeitpunkt der Geltend­
machung des Verlusts 
einer privaten Darlehens­
forderung bei den Einkünf­
ten aus Kapitalvermögen

Der endgültige Ausfall einer privaten 
Darlehnsforderung kann nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs als Ver-
lust bei den Einkünften aus Kapitalver-
mögen geltend gemacht werden. Dabei ist 
von einem Forderungsausfall erst dann 
auszugehen, wenn endgültig feststeht, 
dass keine weiteren Rückzahlungen mehr 
erfolgen werden. Die Eröffnung eines In-
solvenzverfahrens über das Vermögen 
des Schuldners reicht hierfür regelmäßig 
nicht aus. Etwas anderes gilt nur, wenn 
die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
mangels Masse abgelehnt worden ist 
oder aus anderen Gründen feststeht, 
dass keine Rückzahlung mehr zu er-
warten ist.
Nach einem Urteil des Finanzgerichts 
Düsseldorf wird für den Fall, dass zwar 
die Kosten des Insolvenzverfahrens ge-
deckt sind, jedoch die Insolvenzmasse 
nicht ausreicht, um die bereits fälligen 
Masseverbindlichkeiten zu erfüllen (sog. 
Masseunzulänglichkeit) der steuerlich 
anzuerkennende Verlust bereits in dem 
Zeitpunkt realisiert, in dem das Amts-
gericht die entsprechende Anzeige durch 
den Insolvenzverwalter erhält.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
BFH, Urt. v. 24.10.2017. VIII R 13/15, 
BFH/NV 2018, S. 280
FG Düsseldorf, Urt. v. 18.07.2018, 7 K 
3302/17, (Rev. eingel., Az. BFH: VIII R 
28/18), EFG 2018, S. 1645

Abzug von Refinanzie­
rungszinsen für Gesell­
schafterdarlehen nach 
einem Forderungsverzicht 
gegen Besserungsschein

Ein Ehepaar war an einer GmbH be-
teiligt. Zur Finanzierung ihrer Stamm-
einlage hatte es ein Bankdarlehn auf-
genommen. Darüber hinaus gewährte 
es der GmbH mehrere Darlehn, die es 
selbst bei Banken refinanzierte. Für ei-
nige der Darlehn, die die Eheleute der 

GmbH gewährten, wurden vollständige 
bzw. teilweise Darlehns- und Zinsver-
zichte gegen Besserungsschein verein-
bart. Die Kosten für ihre Darlehn mach-
ten sie als Werbungskosten bei ihren Ein-
künften aus Kapitalvermögen geltend.
Die Schuldzinsen für das Darlehn zur 
Refinanzierung der Stammeinlage sind 
steuerlich nicht abziehbar, denn sie ste-
hen im Zusammenhang mit Beteiligungs-
erträgen, die der Abgeltungsteuer unter-
liegen. Sie wären bei Vorliegen der wei-
teren Voraussetzungen abziehbar, wenn 
die Eheleute spätestens mit ihrer Ein-
kommensteuererk lärung einen ent-
sprechenden Antrag gestellt hätten.
Soweit die Eheleute auf Zinsen und 
Rückzahlung der Darlehn verzichtet 
hat ten, waren die Ref inanzierungs-
kosten ebenfalls nicht abziehbar, weil 
kein wirtschaftlicher Zusammenhang 
mehr mit (zukünftigen) Kapitalerträgen 
bestand. Aufgrund des Verzichts auf 
die Ansprüche aus den Gesellschafter-
darlehn hat sich der ursprüngl iche 
wirtschaftliche Zusammenhang der Re-
finanzierungszinsen, der zu den Kapital-
erträgen aus den Gesellschafterdarlehn 
bestand, hin zu den Beteiligungserträgen 
verlagert. Nur soweit ein Teilverzicht aus-
gesprochen wurde und die Darlehn fort-

bestanden, konnten die Eheleute ihre Re-
finanzierungskosten als Werbungskosten 
abziehen.
§ 32d Abs. 1 EStG
§ 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG
BFH, Urt. v. 24.10.2017, VIII R 19/16, 
BFH/NV 2018, S. 1309

Berücksichtigung einer 
Umsatzsteuervorauszah­
lung im Jahr der wirt­
schaftlichen Verursachung 
bei Leistung bis zum 
10. Januar des Folgejahrs

Wird der Gewinn durch Einnahmenüber-
schussrechnung ermittelt, sind Betriebs-
ausgaben in dem Kalenderjahr abzu-
setzen, in dem sie geleistet worden sind. 
Regelmäßig wiederkehrende Ausgaben 
(z. B. Umsatzsteuervorauszahlungen), die 
beim Steuerpflichtigen kurze Zeit vor Be-
ginn oder kurze Zeit nach Beendigung 
des Kalenderjahrs angefallen sind, zu 
dem sie wirtschaftlich gehören, gelten 
als in diesem Kalenderjahr abgeflossen.
Ein Unternehmer leistete die Umsatz-
steuervorauszahlung für Dezember 2014 
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durch Banküberweisung am 8. Janu-
ar 2015 (Donnerstag). Das Finanzamt 
versagte den Betriebsausgabenabzug 
in 2014, weil die Zahlung nicht inner-
halb des Zehn-Tages-Zeitraums fällig 
gewesen sei. Der Fälligkeitstag für die 
Umsatzsteuervorauszahlung Dezember 
2014 (Sonnabend, der 10. Januar 2015) 
hatte sich auf Montag, den 12. Januar 
2015, verschoben, weil eine Frist nicht 
an einem Sonnabend ablaufen kann.
Dem widersprach der Bundesfinanzhof. 
Bei der Ermittlung der (ggf. erforder-
lichen) Fälligkeit ist allein auf die gesetz-
liche Frist abzustellen, nicht hingegen 
auf eine mögliche Verlängerung der Frist. 
Die Vorschrif ten zum Fristablauf an 
einem Sonnabend, Sonntag oder gesetz-
lichen Feiertag finden insoweit keine An-
wendung. Die innerhalb „kurzer Zeit“ 
nach Beendigung des Kalenderjahrs 2014 
am 8. Januar 2015 entrichtete Zahlung 
gilt als im Jahr 2014 abgeflossen.
§ 11 Abs. 2 Satz 1 EStG
§ 11 Abs. 2 Satz 2 i. V. m. § 11 Abs. 1  
Satz 2 EStG
§ 108 Abs. 3 AO
BFH, Urt. v. 27.06.2018, X R 44/16,  
BFH/NV 2018, S. 1350

Gewinnkorrekturen bei 
privater Nutzung eines be­
trieblichen Kraftfahrzeugs

Unternehmer und Selbstständige müs-
sen die private Nutzung eines betrieb-
lichen Kraftfahrzeugs versteuern. Die 
private Nutzung kann pauschal nach der 
sog. 1 %-Methode oder durch ordnungs-
gemäßes Fahrtenbuch ermittelt werden. 
Für den Weg zur Arbeit sollen sie ferner 
nicht mehr Beträge steuerlich abziehen 
können als Arbeitnehmer im Rahmen 
der Entfernungspauschale geltend ma-
chen können. Daher wird der Betriebs-
ausgabenabzug der Gewinnermittler be-
schränkt.
Sofern die 1 %-Methode gewählt wurde, 
ist für jeden Kalendermonat der gesetz-
liche Faktor von 0,03 % mit dem Fahr-
zeuglistenpreis im Zeitpunkt der Erst-
zulassung und den Entfernungskilo-
metern zu multiplizieren. Davon ist der 

Betrag der Entfernungspauschale ab-
zuziehen. Ein sich ergebender positiver 
Unterschiedsbetrag erhöht den steuer-
lichen Gewinn.
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass d iese Berechnungsformel un-
abhängig von der Anzahl der getätigten 
Fahrten gilt. Es handelt sich hier um eine 
grundsätzlich zwingende, grob typisie-
rende und pauschalierende Bewertungs-
regelung. Auf die tatsächliche Anzahl 
der Fahrten kommt es bei Gewinner-
mittlern nicht an.
BFH, Urt. v. 12.06.2018, VIII R 14/15, 
BFH/NV 2018, S. 1320

Keine rückwirkende  
Gewerbesteuerpflicht bei 
anteiliger Veräußerung  
erhaltener Anteile durch  
den Einbringenden inner­
halb der Sperrfrist

Mit der Einbringung eines Betriebs, 
Tei lbet r iebs oder Mitunternehmer-
anteils in eine Kapitalgesellschaft zu 
einem unter dem Teilwert l iegenden 
Wert kann aufgrund der Vorschriften 
des Umwandlungssteuergesetzes die 
Besteuerung der stil len Reserven im 
Einbringungszeitraum ganz oder teil-
weise vermieden werden. Bei einer Ver-
äußerung dieser sog. einbringungs-
geborenen A ntei le innerhalb eines 
Zeitraums von sieben Jahren (Sperr-
frist) nach der Einbringung sind die im 
Zeitpunkt der Gewinnverwirklichung 
aufzudeckenden sti l len Reserven al-
lerdings bei der Einkommensteuer des 
Einbringenden zu versteuern.
Nach Auffassung der Finanzverwaltung 
soll der im Fall der Veräußerung er-
haltener Anteile durch den Einbringenden 
innerhalb des Siebenjahreszeitraums 
rückwirkend entstehende Einbringungs-
gewinn dann auch der Gewerbesteuer 
unterliegen, wenn nicht alle erhaltenen 
Anteile in einem Vorgang veräußert wer-
den.
Das Finanzgericht Köln widersprach 
dieser Auffassung. Auch die teilweise 
Veräußerung erhaltener Anteile inner-
halb der Sperrfrist unterliege nicht der 
Gewerbesteuer, wenn der Einbringende 
zum Einbringungszeitpunkt seine ge-
samte gewerbliche Tätigkeit aufgegeben 
habe.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
FG Köln, Urt. v. 19.07.2018, 6 K 2507/16, 
(Rev. eingel., Az. BFH: I R 26/18),  
EFG 2018, S. 1730

Ermittlung des für die  
Erbschaft- und Schen­
kungsteuer maßgeblichen 
Steuersatzes

Ein Sohn hatte von seinem Vater einen 
Miteigentumsantei l an zwei Grund-
stücken unentgeltlich übertragen be-
kommen. Seinen steuerpflichtigen Er-
werb von 246.800 € in Steuerklasse I be-
steuerte das Finanzamt einheitlich mit 
11 %. Der Sohn meinte, es müsse in ent-
sprechender Anwendung der Grundsätze 
des Urteils des Bundesfinanzhofs zur 
Berechnung der zumutbaren Belastung 
auf 75.000 € ein Steuersatz von 7 % und 
erst auf den Restbetrag ein Steuersatz 
von 11 % angewandt werden.
Dem widersprach das Finanzgericht Ba-
den-Württemberg. Aus der Gesetzes-
formulierung „steuerpflichtiger Erwerb 
bis einschließlich“ ergebe sich die Ein-
ordnung in die einzelnen betragsmäßigen 
Stufen des steuerpflichtigen Erwerbs an-
hand von Absolutbeträgen. Dadurch wird 
der gesamte steuerpflichtige Erwerb in 
vollem Umfang mit dem seiner Wertstufe 
als Obergrenze entsprechenden Steuer-
satz erfasst, weshalb sich bei einem nur 
geringfügigen Überschreiten der jewei-
ligen Obergrenze ein Progressionseffekt 
ergeben kann. Für dessen Abmilderung 
gibt es den sog. Härteausgleich. Die-
ser soll sicherstellen, dass bei einem 
nur geringfügigen Überschreiten einer 
Wertstufe die Mehrsteuer, die der höhere 
Steuersatz zur Folge hat, aus einem be-
stimmten Vomhundertsatz des die Wert-
grenze übersteigenden Betrags des Er-
werbs gedeckt werden kann.
Der Bundesfinanzhof muss möglicher-
weise abschließend entscheiden.
BFH, Urt. v. 19.01.2017, VI R 75/14,  
BStBl 2017 II, S. 684
FG Baden-Württemberg, Urt. v. 
18.07.2018, 7 K 1351/18, (Nichtzulas-
sungsbeschw. eingel., Az. BFH: II B 
83/18), EFG 2018, S. 1721
§ 19 Abs. 3 ErbStG

Job-Ticket ab 2019  
steuerfrei

Arbeitgeber können ihren Mitarbeitern 
ab 2019 den Weg zur Arbeit steuer-
lich schmackhaft machen. Zuschüsse 
und Sachbezüge für die Nutzung öf-
fentlicher Verkehrsmittel im Linienver-
kehr, etwa mittels Job-Ticket, sind seit 
Jahresbeginn von der Steuer befreit. Die 
Steuerbefreiung umfasst auch private 
Fahrten im öffentlichen Personennah-
verkehr. Ziel ist es, die Nutzung öffent-
licher Verkehrsmittel attraktiver zu ge-
stalten und mittelbar auch Umwelt- und 
Verkehrsbelastungen zu senken.
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Die Steuerbefreiung gilt jedoch nur, wenn 
Arbeitgeber die Leistung zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn er-
bringen. Sie gilt daher nicht für Arbeit-
geberleistungen, die durch Umwandlung 
des ohnehin geschuldeten Arbeitslohns 
finanziert werden.

Für Arbeitgeber hat das den Vorteil, 
dass sie das Job-Ticket nicht mehr in 
die monatliche 44 € Freigrenze für ihre 
Mitarbeiter einbeziehen müssen. Auch 
eine etwaige pauschale Besteuerung 
fällt weg.
Hinweis: Arbeitnehmer sollten wissen, 
dass die steuerfreie Leistung im Rahmen 
ihrer Einkommensteuererklärung auf die 
Entfernungspauschale angerechnet wird. 
Ihr Werbungskostenabzug mindert sich 
ggf. entsprechend.
§ 3 Nr. 15 EStG
Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuer-
ausfällen beim Handel mit Waren im Inter-
net und zur Änderung weiterer steuerlicher 
Vorschriften, BGBl 2018 I, S. 2338

Gesellschaftereinlage  
als nachträgliche  
Anschaffungskosten auf 
die GmbH-Beteiligung

Aufwendungen eines Gesellschafters 
aus der Einzahlung in die Kapita l-
rücklage führen zu nachträglichen An-
schaffungskosten auf die Beteiligung 
des Gesellschafters, wenn sie zur Ver-
meidung der Inanspruchnahme aus einer 
Bürgschaft geleistet wurden.
Nachträgliche Anschaffungskosten auf 
eine Beteiligung sind nur solche Auf-
wendungen des Gesellschaf ters, die 
nach handels- und bilanzsteuerrecht-
lichen Grundsätzen zu einer offenen 
oder verdeckten Einlage in das Kapital 
der Gesellschaft führen. Darunter fallen 
u. a. auch handelsbilanzrechtliche Zu-
zahlungen, wie die freiwillige und ohne 
Gewährung von Vorzügen seitens der 
Kapitalgesellschaft erbrachte Einzahlung 
in die Kapitalrücklage.
Dabei spielt es keine Rolle, ob die zu-
geführten Mittel von der Gesellschaft 
dazu verwendet werden, eigene (betrieb-

kurs zum Zeitpunkt der Darlehensauf-
nahme ergibt.
Ein Darlehensschuldner hatte in sei-
ner Bilanz ein Darlehen über 3,48 Mio. 
Schweizer Franken mit dem höheren 
Kurswert angesetzt. Die Differenz zum 
Nennwert hatte er als Aufwand ver-
bucht. Das Finanzamt vertrat hingegen 
die Auffassung, dass die Verbindlich-
keit weiterhin mit dem ursprünglichen 
Nennwert zu erfassen sei, da keine als 
dauerhaft anzusehende Wertminderung 
vorliege.
Das Finanzgericht Düsseldorf bestätigte 
die Sichtweise des Finanzamts. Bei Dar-
lehen mit einer Restlaufzeit von ca. zehn 
Jahren sei davon auszugehen, dass sich 
Währungsschwankungen grundsätz-
lich ausgleichen. Hieran ändere nach 
Auffassung des Gerichts auch die Ent-
scheidung der Schweizerischen National-
bank vom 6. September 2011 über die 
Festlegung eines Mindestkurses von 1,20 
Franken pro Euro nichts.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
FG Düsseldorf, Urt. v. 23.07.2018, 6 K 
884/15, (Rev. eingel., Az BFH: XI R 29/18), 
EFG 2018, S. 1531

Korrektur einer unzutref­
fenden Steuerschuldner­
schaft des Bauträgers

Wer als Bauträger fälschlicherweise 
davon ausgegangen ist, als Leistungs-
empfänger die Umsatzsteuer der von 
ihm bezogenen Bauleistung zu schul-
den, kann ohne weitere Voraussetzungen 
geltend machen, dass die unzutreffende 
Besteuerung entfällt.
Damit stellt sich der Bundesfinanzhof 
gegen die Auffassung der Finanzver-
waltung. Diese ging bislang davon aus, 
dass sie zur Verhinderung von Steuer-
ausfällen dem Verlangen nach Erstattung 
der Umsatzsteuer des Bauträgers für 
Leistungsbezüge vor dem 15. Februar 
2014 nur dann nachkommen muss, 
 � soweit dieser die nachträgliche Zahlung 

der fraglichen Umsatzsteuer an den 
leistenden Unternehmer nachweist oder
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liche) Verbindlichkeiten abzulösen. Die 
Verwendung der Mittel durch die Gesell-
schaft ist unerheblich, ebenso wie ein 
Rückgriffsanspruch des Gesellschafters 
gegen die Gesellschaft.
Der Bundesfinanzhof stellt heraus, dass 
dieses Vorgehen nicht den Wertungen 
des Gesellschaftsrechts widerspricht. 
Insbesondere liegt kein Gestaltungs-
missbrauch vor. Durch die Leistung 
weiterer Einzahlungen über die Stamm-
einlage hinaus ermöglicht es der Ge-
sellschafter seiner Gesellschaft, wech-
selnde Kapitalbedürfnisse durch Eigen-
kapital statt durch Fremdkapital zu de-
cken.
§ 255 HGB
§ 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB
BFH, Urt. v. 20.07.2018, IX R 5/15,  
BFH/NV 2019, S. 71

Bewertung einer Sach­
ausschüttung in Form 
einer offenen Gewinnaus­
schüttung

Beschließt eine Kapitalgesellschaft eine 
Sachausschüttung, ist der Gegenstand 
der Ausschüttung mit dem gemeinen 
Wert zu bewerten. Unerheblich ist es, 
in welcher Höhe der Wert im Gewinn-
verwendungsbeschluss angesetzt wurde.
Mit dem Tod einer Erblasserin im Jahr 
1988 gingen Aktien auf eine gemein-
nützige St i f tung als Erbin über. Im 
Jahr 2002 erwarb die Stiftung alle An-
teile an einer GmbH, der sie im Weite-
ren alle Aktien übertrug. Nach einem 
Gesellschafterbeschluss übertrug die 
GmbH im Jahr 2005 die Aktien im Wege 
der Sachausschüttung zum Buchwert auf 
die Stiftung zurück.
Die Rückübertragung auf die Stiftung 
erhöhte nach dem Urteil des Bundes-
finanzhofs das Einkommen der GmbH, 
denn die Aktien waren zum gemeinen 
Wert anzusetzen. Die Dif ferenz zum 
Buchwer t war dem Einkommen der 
GmbH außerbilanziell hinzuzurechnen.
Hinweis: Es lag keine verdeckte, son-
dern eine offene Gewinnausschüttung 
(Sachausschüttung) vor, weil die Aus-
schüttung auf einem ordnungsgemäßen 
Gewinnverwendungsbeschluss beruhte.
BFH, Urt. v. 11.04.2018, I R 34/15,  
BFH/NV 2019, S. 77

Bewertung von Fremd- 
währungsdarlehen

Fremdwährungsverbindlichkeiten mit 
einer Restlaufzeit am Bilanzstichtag von 
mehr als zehn Jahren sind grundsätz-
lich mit dem Rückzahlungsbetrag an-
zusetzen, der sich aus dem Währungs-
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 � für das Finanzamt eine Aufrechnungs-
möglichkeit dadurch besteht, dass der 
leistende Unternehmer seinen An-
spruch gegen den Bauträger an das 
Finanzamt abtritt.

Diese einschränkende Auffassung ist 
entsprechend der Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs nicht durch das Ge-
setz gedeckt.
BFH, Urt. v. 27.09.2018, V R 49/17,  
BFH/NV 2019, S. 87
BMF, Schr. v. 26.07.2017, III C 3 – 
S-7279/11/10002-09, BStBI 2017 I, S. 1001 

Keine Umsatzsteuer bei  
Erwerb des Inventars einer 
Gaststätte und Anmietung 
des Grundstücks

Veräußert ein Unternehmer sein Ge-
schäft, unterliegt dieser Vorgang nicht 
der Umsatzsteuer. Der Veräußerer darf 
deshalb keine Umsatzsteuer in Rechnung 
stellen und der Erwerber hat keinen Vor-
steuerabzug. Eine solche Geschäftsver-
äußerung im Ganzen liegt vor, wenn der 
Erwerber mit den übernommenen Gegen-
ständen das Unternehmen fortführen 
kann und dies auch beabsichtigt. Ver-
äußert der Unternehmer hingegen nur 
einzelne Gegenstände, liegen umsatz-
steuerbare Umsätze vor.
Unter Beachtung dieser Grundsätze liegt 
eine Geschäftsveräußerung im Ganzen 
vor, wenn der Inhaber einer auf einem 
fremden Grundstück betriebenen Gast-
stätte das gesamte Inventar der Gast-
stätte veräußert und der Erwerber gleich-
zeitig das Grundstück vom Eigentümer 
pachtet. Zwar ist insbesondere beim 
Erwerb einer seit v ielen Jahren be-
stehenden Gaststätte erforderlich, dass 
der Erwerber über dasselbe Geschäfts-
lokal wie der Veräußerer verfügt. Dazu 
reicht es aber aus, dass der Erwerber 
das Grundstück aufgrund eines eigenen 
Mietvertrags mit dem Eigentümer nutzen 
kann. Unerheblich ist, ob zeitlich zuerst 
die Anmietung des Geschäftslokals oder 
die Veräußerung des Inventars erfolgt.
BFH, Urt. v. 29.08.2018, XI R 37/17,  
BFH/NV 2018, S. 1352

„Ehe für alle“ – rück­
wirkende Anwendung in 
allen Steuergesetzen

Ein besonderes Augenmerk möchten wir 
auf folgende Regelung richten:
Ergänzung Art. 97 § 9 EGAO:
Wurde eine Lebenspar tnerschaf t 
bis zum 31.12.2019 gemäß § 20a des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes in eine 

Ehe umgewandelt, sind § 175 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 sowie § 233a Abs. 
2a AO entsprechend anzuwenden, so-
weit die Ehegatten bis zum 31.12.2020 
den Erlass, die Aufhebung oder Ände-
rung eines Steuerbescheids zur nach-
träglichen Berichtigung an eine Ehe 
anknüpfen und bislang nicht berück-
sichtigte Rechtsfolgen beantragt haben.

Hinweis: Bit te kommen Sie bis 
Mitte 2019 auf uns zu, wenn Sie eine 
Lebenspartnerschaft in eine Ehe um-
gewandelt haben oder vorhaben, dies 
zu veranlassen. Wir können dann prü-
fen, ob und inwieweit wir noch rück-
wirkend für alte Jahre die Änderung 
von Steuerbescheiden zu Ihren Guns-
ten beantragen können.

Berechnungsgrundlagen 
für den Spendenabzug  
beziehen sich auf  
das Kalenderjahr

Spenden und Mitgliedsbeiträge zur För-
derung steuerbegünstigter Zwecke kön-
nen insgesamt bis zu 20 % des Gesamt-
betrags der Einkünfte oder vier Promille 
der Summe der gesamten Umsätze und 
der im Kalenderjahr aufgewendeten 
Löhne und Gehälter als Sonderausgaben 
berücksichtigt werden.[1]

Dabei ist nach Auffassung des Finanz-
gerichts des Saarlandes[2] bei der Be-
rechnung der „Summe der gesamten 
Umsätze“ für den Sonderausgaben-
abzug auf die insgesamt im Kalender-
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jahr des Spendenabzugs erzielten Um-
sätze und nicht auf die Umsätze eines 
möglicherweise abweichenden Wirt-
schaftsjahrs abzustellen. Etwaige hier-
durch erforderliche Nebenrechnungen 
sind hinzunehmen.
[1] § 10b Abs. 1 EStG.
[2] �FG des Saarlandes, Gerichtsbesch.  

v. 23.08.2018, 1 K 1121/16, EFG 2018, 
S. 1901, LEXinform 5021566

Abzugsfähigkeit sog.  
finaler Betriebsstätten- 
verluste

Haben zwei Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union (EU) miteinander ein 
Doppelbesteuerungsabkommen mit Frei-
stellungsmethode für gebietsfremde Be-
triebsstätten geschlossen, sind grund-
sätzlich die positiven wie auch die nega-
tiven Einkünfte aus der ausländischen 
„Freistellungsbetriebsstätte“ im Inland 
von der Besteuerung ausgenommen.
Fragen kommen auf, wenn die aus-
ländische Betriebsstätte ihren Geschäfts-
betrieb einstellt und negative Einkünfte 
deshalb dort nicht mehr berücksichtigt, 
also vorgetragen oder verrechnet, wer-
den können.
Das Hessische Finanzgericht1 hat ent-
schieden, dass hinreichend geklär t 
sei, dass es die Besteuerung nach der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ge-
bietet, in einem anderen EU-Mitglied-
staat erzielte Betriebsstättenverluste in 
Deutschland abzuziehen. Entscheidend 
sei, dass es sich um finale Verluste han-
dele und wegen fehlender künftiger Ein-
nahmen aus dem anderen EU-Mitglied-
staat dort eine Verlustverrechnung aus-
scheide.
Nach Auffassung des Gerichts wäre 
es unverhältnismäßig, wenn sich die 
durch diese Betriebsstättenverluste ge-
minderte wirtschaftliche Leistungsfähig-
keit in keinem Mitgliedstaat der EU aus-
wirken würde.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
Hessisches FG, Urt. v. 04.09.2018, 4 K 
385/17, (Rev. eingel., Az. BFH: I R 32/18), 
EFG 2018, S. 1876, LEXinform 5021559
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